
  

 

 

An das 
Bundesministerium für Verkehr, Innovation 
und Technologie 
Radetzkystraße 2 
1030 Wien 

 BMF - I/4 (I/4) 
Johannesgasse 5 
1010 Wien 
 
Sachbearbeiterin: 
Mag. Susi Perauer 
Telefon +43 1 51433 501165  
e-Mail Susi.Perauer@bmf.gv.at  
DVR: 0000078 

GZ. BMF-112703/0008-I/4/2017   

 
Betreff: Zu GZ. BMVIT-323.540/0056-I/K2/2016 vom 24. Jänner 2017 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesstraßen-Mautgesetz 
2002 geändert wird;  
Stellungnahme des Bundesministeriums für Finanzen  
(Frist: 14. Februar 2017) 

 

Das Bundesministerium für Finanzen beehrt sich, zu dem mit Note vom 24. Jänner 2017 

unter der Geschäftszahl BMVIT-323.540/0056-I/K2/2016 zur Begutachtung übermittelten 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesstraßen-Mautgesetz 2002 geändert wird, 

fristgerecht wie folgt Stellung zu nehmen: 

 

Unbeschadet der mit dem gegenständlichen Entwurf verfolgten Zielsetzungen muss seitens 

des Bundesministeriums für Finanzen hinsichtlich der angeschlossenen Wirkungsorientierten 

Folgenabschätzung (WFA) angemerkt werden, dass folgende Punkte hinsichtlich der 

finanziellen Auswirkungen zu ergänzen sind: 

 

 Die Mindereinzahlungen/Mindererträge aus der Umsatzsteuer in Höhe von 

2,526 Mio. Euro (davon für den Bund 1,716 Mio. Euro) für das Jahr 2018 – sowie für 

die anderen Jahre mit finanziellen Auswirkungen - sind durch Minderauszahlungen in 

der UG 41 so auszugleichen, dass per Saldo über den gesamten Bundeshaushalt 

gesehen die geringeren Einzahlungen bei der Umsatzsteuer ausgeglichen werden. 
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 Es wird darauf hingewiesen, dass das FAG 2017 bereits unter BGBl. I Nr. 116/2016 

verlautbart wurde. Der Verweis auf die Regierungsvorlage (WFA, S. 6, 2. Absatz) 

sollte berichtigt werden. 

 

Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie wird ersucht, die WFA zu 

ergänzen und dem Bundesministerium für Finanzen erneut zu übermitteln. Dem 

Präsidium des Nationalrates wurde diese Stellungnahme in elektronischer Form zugeleitet.  

 

14.02.2017 

Für den Bundesminister: 

i.V. Mag. Hans-Jürgen Gaugl, MSc 

(elektronisch gefertigt) 
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